
EDV-Problem: ASG bucht
Abwassergebühren fürs ganze Jahr ab

Hackerangriff in 2022 wirkt nach – Abrechnungen aus 2023 von 132 Haushalten
noch ungeklärt – Mieterbund mahnt „proaktive Kommunikation“ an

Gifhorn. Matthias Niepel ärgert
sich gehörig über denAbwasser-
und Straßenreinigungsbetrieb
der Stadt Gifhorn (ASG).
Grund: Der ASG buchte die
kompletten Abwassergebühren
für 2024 nachträglich und ohne
Ankündigung in einer einzigen
Summe vom Konto ab, anstatt -
wie vereinbart - das Jahr über
zweimonatlich einen Abschlag.
Der ASG rechtfertigt sich mit
Spätfolgen eines Hackerangriffs
in 2022, weitere Haushalte seien
betroffen. DerDeutscheMieter-
bund übt auf Nachfrage Kritik
am Vorgehen.
Bass erstaunt war der 48-Jäh-

rige, der mit Frau und Sohn in
Gifhorn eine Doppelhaushälfte
zur Miete bewohnt, als er auf
dem Konto die Abbuchung in
Höhe von 274 Euro entdeckte.
Zufällig, denn die postalische
Zahlungsmitteilung blieb bei
der Vermieterin hängen. Niepel
buchte den Betrag zurück, weil
dasKontoüberzogenwurdeund
„keiner die Zinsen dafür zahlen
würde“. Bei einem Telefonat mit
der ASG seien ihm Hacker-An-
griff, Softwareproblemeund sei-
tens des Versorgers nicht über-
mittelte Zählerstände als Grün-
de für die Einmal-Forderung ge-
nannt worden.
„Kurios“ findet esNiepel, dass

die Kunden derASG von all dem
nicht vorher in Kenntnis gesetzt
wurden, aber gleichzeitig ver-
bindlich erwartet würde, dass
dieselben Kunden prüfen, ob

der Abschlag wirklich eingezo-
gen wird. Und eine Begleichung
der Gesamtforderung in Raten
sei seitens der ASG - vermeint-
lich aufgrund der Rückbuchung
- abgelehnt worden. Indes hätte
eine Ratenzahlung später mit
Stadtkasse, die für die ASG den
Zahlungsverkehr abwickelt,
„ohne Probleme“ vereinbart
werden können. Dennoch sei
„die Art und Weise“ wie mit
Kunden, Bürgern, Verbrau-
chern umgegangen werde
„nicht in Ordnung“.
„Aufgrund eines Cyberan-

griffes im Sommer 2022 kam es
zu erheblichenArbeitsrückstän-
den bei der Gebührenabrech-
nung für das Jahr 2022, die bis
heute nachwirken“, heißt es von
der ASG auf Nachfrage. So seien
in einigen Fällen für 2024 keine
Vorauszahlungsfestsetzung vor-
genommen worden, sodass „die
Verbrauchsmenge in einer Sum-
me ohne Berücksichtigung be-
reits geleisteter Zahlungen fällig
wurde“. 132 Abrechnungen aus
2023 seien noch „ungeklärt und
daher offen“.
Rückwirkende Abrechnung

sei bis zu vier Jahre möglich, die
Gebührenbescheide für 2023
und 2024 seien daher „rechts-
konform“. Auf Antrag sei Raten-
zahlung möglich: „Im vorlie-
genden Fall hat der Kunde je-
doch keinen Antrag gestellt.
Stattdessen wollte er seine Ein-
zugsermächtigung widerrufen.“
Für 2025 seien Vorauszahlun-
gen festgelegt worden. Diese
würden „grundsätzlich erhoben

hat sich die Vermieterin scha-
densersatzpflichtig gemacht
und muss zum Beispiel anteilige
Mahngebühren übernehmen.“
Und: „Normalerweise sind

Geldschulden Bringschulden.
Der Schuldner - hier dieMieter -
verpflichtet ist, die Zahlung aktiv
zu leisten.“ Allerdings werde bei
einem erteilten Lastschriftman-
dat die Zahlungspflicht durch
eine „Holschuld“ ersetzt: „Der
Gläubiger -hierderASG- ist ver-
antwortlich für die Einziehung
des geschuldeten Betrags.“ Eine
Verpflichtung der Mieter zur
Kontrolle des Einzugs besteht
nachDafürhaltenvonWall nicht,
„da sie sich auf das erteilte Last-
schriftmandat verlassendurften“.
Da die fehlende Abbuchung

auf ein Problem des ASG zu-
rückzuführen ist, wäre es laut
Dietmar Wall auf jeden Fall an-
gemessen, dem Mieter eine Ra-
tenzahlung oder Kulanzrege-
lung anzubieten. Gegebenen-
falls seien die Grundsätze von
„Treu und Glauben“ anzuwen-
den, die im §242 des Bürgerli-
chen Gesetzbuches verankert
sind. Dieser Paragraf legt fest,
dass alle vertraglichen Pflichten
in einer Art und Weise zu erfül-
len sind, die sich „an den Maß-
stäben von Ehrlichkeit, Vertrau-
en und Fairness orientiert“.
Falls derMieter durch plötzli-

che Abbuchung in finanzielle
Schwierigkeiten gerate, könnte
man argumentieren, dass dies
durch das Verschulden des ASG
oder auch der Vermieterin ver-
ursacht wurde.

– sowohl im Interesse der Bür-
ger als auch der Verwaltung“,
verhindere es doch, dass die „für
die Bürger in Vorleistung treten
muss“.
In bestimmten Fällen könne

eine zeitnahe Abrechnung nicht
erfolgen: etwa bei fehlenden
Zählerständen, ungeklärten
Eigentumsverhältnissen, Mie-
terwechseln oder fehlenden
Daten. „Dann steht es demKun-
den frei, die Vorauszahlungen
einzufordern oder den Betrag
bis zur endgültigen Abrechnung
zurückzulegen. In jedem Fall
wird die erbrachte Leistung der
Abwasserreinigung korrekt ab-

gerechnet“, so die ASG.
„Obwohl technische Proble-

me auftreten können, wäre es
angemessen gewesen, die be-
troffenen Schuldner frühzeitig
über solche Schwierigkeiten zu
informieren“, erklärt auf Anfra-
geDietmarWall vomDeutschen
Mieterbund zur rechtlichen
Einordnung. Eine „proaktive
Kommunikation“ hätte es den
Mietern ermöglicht, sich auf die
Situation einzustellen und fi-
nanzielle Engpässe zu vermei-
den.Auch die verspäteteWeiter-
leitung der Zahlungsmitteilung
stelle ein Kommunikations-
problem dar: „Gegebenenfalls

Abwasser: Ein Hackerangriff auf den ASG im Jahr 2022 sorgt da-
für, dass Abrechnungen ungeklärt bleiben oder die Gebühren für
ein ganzes Jahr abgebucht werden. FOTO: PIXABAY
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